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See the notice on TED website

339017-2026 - Zadávání
Německo – Účetní, revizní a peněžní služby – Prüfung der Jahresabschlüsse 2026 bis 2030 der 
MHH und Stiftung Georg-August-Universität Göttingen
OJ S 94/2026 18/05/2026
Oznámení o zahájení zadávacího nebo koncesního řízení – standardní režim
Služby

1. Kupující

1.1.  Kupující
Oficiální název: Medizinische Hochschule Hannover
E-mail: Zentraleinkauf-Dienstleistung@mh-hannover.de
Právní forma kupujícího: Veřejnoprávní subjekt ovládaný regionálním orgánem
Činnost veřejného zadavatele: Zdravotnictví

2. Řízení

2.1.  Řízení
Název: Prüfung der Jahresabschlüsse 2026 bis 2030 der MHH und Stiftung Georg-August-
Universität Göttingen
Popis: Die Ausschreibung umfasst die Prüfung der Jahresabschlüsse für die Geschäftsjahre 
2026 bis einschließlich 2030 für die Medizinische Hochschule Hannover, Hannover, 
einschließlich der Beteiligungen, für die Stiftung Georg-August-Universität Göttingen, 
Göttingen, einschließlich der Beteiligungen und für die Universitätsmedizin Göttingen, 
Göttingen, einschließlich der Beteiligungen.
Identifikátor řízení: aa285aa2-5f82-4192-ad0f-0d5ffa0cbe84
Interní identifikátor: 2026 / 304 / 8814
Typ řízení: Otevřené
Řízení se zrychlí: ne

2.1.1.  Účel
Charakter smlouvy: Služby
Hlavní klasifikace (cpv): 79200000 Účetní, revizní a peněžní služby

2.1.2.  Místo plnění
Obec: Hannover
Nižší územní jednotka země (NUTS): Region Hannover (DE929)
Země: Německo

2.1.4.  Obecné informace
Další informace: #Bekanntmachungs-ID: CXS0YDWYTVDP1BQL# Sonstige Informationen für 
Bieter/Bewerber: keine
Právní základ: 
Směrnice 2014/24/EU
vgv -

2.1.6.  Důvody pro vyloučení
Zdroje důvodů pro vyloučení: Oznámení

https://ted.europa.eu/cs/notice/-/detail/339017-2026
mailto:Zentraleinkauf-Dienstleistung@mh-hannover.de
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Porušení povinností stanovených v rámci čistě vnitrostátních důvodů pro vyloučení: Erfüllung 
der Bedingungen des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes (LKSG) und der Anforderungen 
gemäß NTVergG
Účast na zločinném spolčení: Gem. §123 GWB Abs. 1 Nr. 1: § 129 des Strafgesetzbuchs 
(Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetzbuchs (Bildung terroristischer 
Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und terroristische 
Vereinigungen im Ausland)
Teroristické trestné činy nebo trestné činy spojené s teroristickými činnostmi: Öffentliche 
Auftraggeber schließen, gemäß §123 Abs. 1 Nr. 1 GWB ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt 
des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine 
Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig 
verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 1.§ 129 
des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129?a des Strafgesetzbuchs 
(Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129?b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und 
terroristische Vereinigungen im Ausland).
Praní peněz nebo financování terorismu: Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen 
zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon 
haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach § 
123 Abs. 1 Nr. 3 GWB: § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung 
unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte)
Podvody: § 123 Zwingende Ausschlussgründe (1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie 
Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 
30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer 
Straftat nach: Abs. 1 Nr. 4.§ 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen 
den Haushalt der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der 
Europäischen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden, Abs. 1 Nr. 5.§ 264 des 
Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der 
Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in 
ihrem Auftrag verwaltet werden,
Korupce: Gem. §123 GWB Abs. 1 Nr. 6 besteht ein Ausschlussgrund: § 299 des 
Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), §§ 299a und 
299b des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im Gesundheitswesen)
Dětská práce a jiné formy obchodování s lidmi: Öffentliche Auftraggeber schließen ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie 
Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen 
zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das Unternehmen eine Geldbuße nach § 
30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen einer 
Straftat nach § 123 Abs. 1 Nr. 10 GWB: den §§ 232 232a Abs. 1-5, den 232b bis 232a des 
Strafgesetzbuchs (Menschenhandel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der 
Arbeitskraft, Ausbeutung unter Ausnutzung einer Freiheitsberaubung).
Porušení povinnosti týkající se placení daní: Gem. §123 Abs 4 GWB Öffentliche Auftraggeber 
schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an 
einem Vergabeverfahren aus, wenn 1.das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung 
von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und 
dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung 
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festgestellt wurde oder 2.die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die 
Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen können.
Porušení povinnosti týkající se placení příspěvků na sociální zabezpečení: Gem. §123 Abs 4 
GWB Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn 1.das 
Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen zur 
Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts- oder 
bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder 2.die öffentlichen 
Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung nach Nummer 1 
nachweisen können.
Porušení povinností vyplývajících z právních předpisů o ochraně životního prostředí: Gem. § 
124 GWB Abs. 1 Nr. 1 besteht ein fakultativer Ausslussgrund wenn das Unternehmen bei der 
Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder 
arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat.
Porušení povinností vyplývajících ze sociálněprávních předpisů: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 
1 besteht ein fakultativer Ausslussgrund wenn das Unternehmen bei der Ausführung 
öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche 
Verpflichtungen verstoßen hat.
Porušení povinností vyplývajících z pracovněprávních předpisů: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 
1 besteht ein fakultativer Ausslussgrund wenn das Unternehmen bei der Ausführung 
öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende umwelt-, sozial- oder arbeitsrechtliche 
Verpflichtungen verstoßen hat.
Platební neschopnost: Gem. §124 GWB Abs.1 Nr. 2 besteht ein fakultativer Ausschlussgrund 
wenn das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein 
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die 
Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das 
Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat
Majetek spravuje likvidátor: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 2 besteht ein fakultativer 
Ausslussgrund wenn das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des 
Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder 
eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden 
ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit 
eingestellt hat.
Obchodní činnost je pozastavena: zwingende bzw. fakultative Ausschlussgründe nach §§ 123 
bis 126 GWB
Srovnatelná situace jako úpadek podle vnitrostátních právních předpisů: Gem. § 124 GWB 
Abs. 1 Nr. 2 besteht ein fakultativer Ausslussgrund wenn das Unternehmen zahlungsunfähig 
ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares 
Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung eines solchen Verfahrens mangels 
Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet 
oder seine Tätigkeit eingestellt hat.
Vážné profesní pochybení: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 3 besteht ein fakultativer 
Ausslussgrund wenn das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich 
eine schwere Verfehlung begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage 
gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.
Dohody s jinými hospodářskými subjekty, jejichž cílem je narušení hospodářské soutěže: 
Gem. §124 GWB Abs.1 Nr. 4 besteht ein fakultativer Ausschlussgrund wenn der öffentliche 
Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unternehmen mit 
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anderen Unternehmen Vereinbarungen getroffen oder Verhaltensweisen aufeinander 
abgestimmt hat, die eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs 
bezwecken oder bewirken.
Střet zájmů související s účastí v zadávacím řízení: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 5 besteht ein 
fakultativer Ausslussgrund wenn ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des 
Vergabeverfahrens besteht, der die Unparteilichkeit und Unabhängigkeit einer für den 
öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der Durchführung des Vergabeverfahrens 
beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger einschneidende Maßnahmen nicht 
wirksam beseitigt werden kann,
Přímý nebo nepřímý podíl na přípravě tohoto zadávacího řízení: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 
6 besteht ein fakultativer Ausschlussgrund wenn eine Wettbewerbsverzerrung daraus 
resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorbereitung des Vergabeverfahrens 
einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch andere, weniger 
einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann
Předčasné ukončení, náhrada škody nebo jiné srovnatelné sankce: Gem. § 124 GWB Abs. 1 
Nr. 7 besteht ein fakultativer Ausschlussgrund wenn das Unternehmen eine wesentliche 
Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentlichen Auftrags oder 
Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und dies zu einer 
vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechtsfolge geführt 
hat,
Zkreslení informací, zadržení informací, neschopnost poskytnout požadované podklady nebo 
získání důvěrných informací o tomto řízení: Gem. § 124 GWB Abs. 1 Nr. 8 und Nr. 9 besteht 
ein fakultativer Ausslussgrund wenn -das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder 
Eignungskriterien eine schwerwiegende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten 
hat oder nicht in der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu übermitteln. -das Unternehmen 
a)versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger 
Weise zu beeinflussen, b)versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es 
unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen könnte, oder c)fahrlässig oder 
vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeentscheidung des 
öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, solche 
Informationen zu übermitteln.

5. Část

5.1.  Část: LOT-0001
Název: Prüfung der Jahresabschlüsse 2026 bis 2030 der MHH und Stiftung Georg-August-
Universität Göttingen
Popis: Die Jahresabschlussprüfung unter Einbeziehung der Buchführung und der 
Lageberichte ist nach den Vorschriften der §§ 316 ff. HGB und der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchzuführen. Das Niedersächsische Hochschulgesetz (NHG), die 
Bilanzierungsrichtlinie des MWK, die geltenden Bestimmungen des HGB und der KHBV, die 
Niedersächsische Landeshaushaltsordnung (LHO) nebst Verwaltungsvorschriften sind zu 
berücksichtigen. Über das Ergebnis der Prüfung ist ein Testat sowie ein Prüfbericht nach den 
Grundsätzen des IDW Prüfungsstandard 450 zu erteilen. Neben den Druckexemplaren sind 
jeweils auch PDF-Dateien zu erstellen. Die Prüfung erstreckt sich gemäß § 53 HGrG auch auf 
die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die wirtschaftlichen Verhältnisse. Die 
Ergebnisse der Prüfung nach § 53 HGrG sind in den Prüfungsberichten der Mutter- und 
Beteiligungsgesellschaften darzulegen. Eine Ausnahme hiervon stellt das 
Körperschaftsvermögen der MHH dar. Zusätzlich umfasst der Auftrag die Erstellung eines 
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gesonderten Erläuterungsteils der wesentlichen Posten des Jahresabschlusses in einem 
gesonderten Berichtsteil. Dem sind gegebenenfalls weitere - vom MWK geforderte - 
Positionen hinzuzufügen. Ferner sind die Trennungsrechnungen (für die MHH Landesbetrieb 
sowie Universitätsmedizin Göttingen) gemäß § 63a Abs. 3 NHG sowie gemäß Unionsrahmen 
für staatliche Beihilfen zur Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation (in der 
gültigen Fassung) zu prüfen. Über das Ergebnis der Prüfung der Trennungsrechnungen soll 
für die MHH und die Universitätsmedizin Göttingen jeweils ein gesonderter Prüfungsbericht 
erstellt werden. Für die MHH (Landesbetrieb) ist ferner eine Mehrjahresplanung in den 
Prüfungsbericht aufzunehmen. Für die MHH ist zudem ein Management-Letter zu erstellen, 
der neben der MHH (Landesbetrieb und Körperschaftsvermögen) auch sämtliche 
Beteiligungsgesellschaften umfasst. Es sind jährlich ggf. wechselnde Schwerpunktprüfungen 
durchzuführen, die per Erlass bzw. Auftrag des MWK vorgegeben werden. Durch das MWK 
geforderte Präzisierungen sind in den Prüfungsprozess aufzunehmen. Die Ergebnisse der 
Schwerpunktprüfungen sollen im Prüfungsbericht dargestellt werden. Ergänzend für die MHH 
(Landesbetrieb) und die Universitätsmedizin Göttingen sind folgende Prüfungen vorzunehmen: 
- die Aufstellung über die Erlöse nach § 7 Satz 1 Nr. 1, 2 und 5 KHEntgG , - die Aufstellung 
über die fortgeschriebenen Erlöse nach § 7 Satz 1 Nr. 1 und 2 KHEntgG, - die Aufstellung zum 
Pflegebudget nach § 6a Abs. 3 Satz 4 KHEntgG, - die Bestätigung nach § 7 Abs. 3 PPBV 
(Pflegepersonalbemessungsverordnung), - der Nachweis über den jährlichen Erfüllungsgrad 
der Einhaltung der Pflegepersonaluntergrenzen gem. § 137i Abs. 4 SGB V, - der Nachweis 
über die Einhaltung der Vorgaben der Psychiatrie-Personalverordnung gemäß § 18 Abs. 2 
BPflV, - die Aufstellung nach § 17a Abs. 7 Satz 2 KHG, - Nachweis über die Stellenbesetzung 
und zweckentsprechende Mittelverwendung gemäß § 4 Abs. 9 KHEntgG, - die Bestätigung 
nach § 5 Abs. 2c Satz 7 KHEntgG. Gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen sowie die 
Schwerpunktprüfungen sind im Leistungsumfang enthalten - dies gilt auch für Prüfungen, die 
während des Leistungszeitraums eingeführt werden. Die Bilanzen und Gewinn-und 
Verlustrechnungen der Universität Göttingen ohne Universitätsmedizin und der 
Universitätsmedizin werden zu einer Gesamtbilanz und einer Gesamtgewinn- und 
Verlustrechnung konsolidiert, die nach ISAE 3000 (betriebswirtschaftliche Prüfung der 
Konsolidierung) vorgenommen werden soll. Die Jahresabschlussprüfung hierzu ist im August
/September durchzuführen und eine Bescheinigung hierüber auszustellen. Die Prüfung 
zeitgleich mit der Einzelabschlussprüfung im Mai wird angestrebt.
Interní identifikátor: 2026 / 304 / 8814

5.1.1.  Účel
Charakter smlouvy: Služby
Hlavní klasifikace (cpv): 79200000 Účetní, revizní a peněžní služby

5.1.2.  Místo plnění
Obec: Hannover
Nižší územní jednotka země (NUTS): Region Hannover (DE929)
Země: Německo

5.1.3.  Odhadovaná doba trvání
Doba trvání: 61 Měsíce

5.1.6.  Obecné informace
Jedná se o opakující se zadávací řízení
Popis: 01.06.2031
Vyhrazená účast: 
Účast není vyhrazena.
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Musí být uvedena jména a příslušná odborná kvalifikace pracovníků pověřených realizací 
zakázky: Vyžaduje se v nabídce
Projekt veřejných zakázek, který není financován z prostředků EU
Na zakázku se vztahuje Dohoda o vládních zakázkách: ano
Tato zakázka je vhodná i pro malé a střední podniky: ne

5.1.7.  Strategické zadávání zakázek
Cíl strategického zadávání zakázek: Plnění sociálních cílů
Popis: Erklärung Förderung der Chancengleichheit und Gleichstellung Erklärung 
Ausbildungsbetrieb
Prosazovaný sociální cíl: Rovnost žen a mužů, Jiné

5.1.9.  Kritéria pro výběr
Zdroje výběrových kritérií: Oznámení
Kritérium: Reference na určité služby
Popis výběrového kritéria: Anlage 2 Referenzliste (Mit dem Angebot; Mittels Eigenerklärung): 
Eigenerklärung Referenzen

Kritérium: Další ekonomické nebo finanční požadavky
Popis výběrového kritéria: Anlage 3a Vorvertragliche Erklärung zu § 4 Abs. 1 NTVergG (Mit 
dem Angebot; Mittels Eigenerklärung): Vorvertragliche Erklärung zu § 4 Abs. 1 NTVergG 
(Niedersächsisches Tariftreue- und Vergabegesetz) - Stand: 01.01.2020; Zusicherung der 
Einsichtnahme- und Kontrollrechte des Auftraggebers durch den Auftragnehmer

Kritérium: Další ekonomické nebo finanční požadavky
Popis výběrového kritéria: CSX 59 - Eigenerklärung Informationen zum Bieter (eForms) (Mit 
dem Angebot; Mittels Eigenerklärung): CSX 59 - Eigenerklärung Informationen zum Bieter mit 
folgenden Angaben: - Nationale Identifikationsnummer - Angaben zur Größe des 
Wirtschaftsteilnehmers - Nationalität des Eigentümers

Kritérium: Zápis do relevantního profesního rejstříku
Popis výběrového kritéria: Eintragung in das Berufs- oder Handelsregister - Eintragung in das 
Berufs- oder Handelsregister ihres Sitzes /Wohnsitzes oder vergleichbares Register, soweit 
dies in dem Mitgliedstaat geführt wird.

Kritérium: Další ekonomické nebo finanční požadavky
Popis výběrového kritéria: Eigenerklärung AentG/ AufenthG/ SchwarzArbG/ MiLoG - 1. Mir
/Uns ist bekannt, dass Bewerber gemäß § 21 Arbeitnehmerentsendegesetz (AEntG) von der 
Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag für eine 
angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung ihrer Zuverlässigkeit 
ausgeschlossen werden sollen, die wegen eines Verstoßes nach § 23 AEntG mit einer 
Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind. Das Gleiche gilt 
auch schon vor Durchführung eines Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall angesichts der 
Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung besteht. 2. Mir
/Uns ist bekannt, dass Öffentliche Auftraggeber gemäß § 98c Aufenthaltsgesetz (AufenthG) 
einen Bewerber oder einen Bieter vom Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder 
Dienstleistungsauftrag ausschließen können, wenn dieser oder dessen nach Satzung oder 
Gesetz Vertretungsberechtigter nach § 404 Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch (SGB III) mit einer Geldbuße von wenigstens Zweitausendfünfhundert Euro 
rechtskräftig belegt worden ist oder nach den §§ 10, 10a oder 11 



339017-2026 Page 7/11

Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz (SchwarzArbG) zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei 
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen rechtskräftig verurteilt worden 
ist. 3. Mir/Uns ist bekannt, dass Öffentliche Auftraggeber gemäß § 21 SchwarzArbG einen 
Bewerber oder Bieter bis zu einer Dauer von drei Jahren ausschließen sollen, wenn dieser 
oder dessen nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigte nach § 8 Absatz 1 Nummer 2, 
§§ 10 bis 11 SchwarzArbG, § 404 4. Absatz 1 oder 2 Nummer 3 SGB III, §§ 15, 15a, 16 
Absatz 1 Nummer 1, 1c, 1d, 1f oder 2 des Arbeitnehmerüberlassungs-gesetzes (AÜG) oder § 
266a Absatz 1 bis 4 des Strafgesetzbuches (StGB) zu einer Freiheitsstrafe von mehr als drei 
Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als neunzig Tagessätzen verurteilt oder mit einer 
Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden ist. Das Gleiche gilt 
auch schon vor Durchführung eines Straf- oder Bußgeldverfahrens, wenn im Einzelfall 
angesichts der Beweislage kein vernünftiger Zweifel an einer schwerwiegenden Verfehlung 
nach Satz 1 besteht. 5. Mir/Uns ist bekannt, dass Bewerber gemäß § 19 Mindestlohngesetz 
(MiLoG) von der Teilnahme an einem Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder 
Dienstleistungsauftrag für eine angemessene Zeit bis zur nachgewiesenen Wiederherstellung 
ihrer Zuverlässigkeit ausgeschlossen werden sollen, die wegen eines Verstoßes nach § 21 
MiLoG mit einer Geldbuße von wenigstens zweitausendfünfhundert Euro belegt worden sind.

Kritérium: Řízení dodavatelských řetězců
Popis výběrového kritéria: Eigenerklärung Gesetz über die unternehmerischen 
Sorgfaltspflichten in Lieferketten - Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) - Eigenerklärung 
Gesetz über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten - 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) Am 1. Januar 2023 ist das 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) in Kraft getreten. Ab dem 1. Januar 2024 müssen 
auch Unternehmen mit über 1.000 Beschäftigten die Vorgaben des LkSG erfüllen. Das LkSG 
verpflichtet diese Unternehmen, in Ihren Lieferketten menschenrechtliche und 
umweltbezogene Sorgfaltspflichten in angemessener Weise zu beachten. Die MHH unterliegt 
den gesetzlichen Verpflichtungen des LkSG. Dies umfasst auch die sich aus § 6 Abs. 4 LkSG 
ergebende Pflicht, angemessene Präventionsmaßnahmen bezüglich ihrer Lieferanten zu 
ergreifen. Die folgende Eigenerklärung stellt dabei eine risikobasierte Maßnahme dar, um 
dieser gesetzlichen Verpflichtung nachzukommen. Das Einholen der Eigenerklärung erfolgt 
also unabhängig davon, ob die (potenziellen) Vertragspartner*innen selbst Verpflichtete nach 
dem LkSG sind, sondern basiert auf der individuellen Risikobewertung der 
Geschäftsbeziehung. Alle Angaben in dieser Eigenerklärung werden ausschließlich zum 
Zweck des Nachweises von Präventionsmaßnahmen verwendet und nicht an Dritte 
weitergegeben. 1. Wir haben Kenntnis davon genommen, dass die MHH den Verpflichtungen 
des Gesetzes über die unternehmerischen Sorgfaltspflichten in Lieferketten vom 16.07.2021 
(LkSG) unterliegt. 2. Wir stimmen der Durchführung von angemessenen risikobasierten 
Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung der Menschenrechtsstrategie durch die MHH und / 
oder die von der MHH mit der Durchführung der o.g. Kontrollen beauftragten Unternehmen / 
Institutionen zu. 3. Uns ist bekannt, dass Unternehmen von der Teilnahme an einem 
Wettbewerb um einen Liefer-, Bau- oder Dienstleistungsauftrag für eine angemessene Zeit bis 
zur nachgewiesenen Selbstreinigung nach § 125 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen von Vergabeverfahren ausgeschlossen werden sollen, die - 
wegen eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes nach § 24 Absatz 1 LkSG mit einer 
Geldbuße von wenigstens 175.000 EUR, - wegen eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes 
nach § 24 Absatz 2 Satz 2 LkSG in Verbindung mit § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 LkSG mit 
einer Geldbuße von wenigstens 1.500.000 EUR, - wegen eines rechtskräftig festgestellten 
Verstoßes nach § 24 Absatz 2 Satz 2 LkSG in Verbindung mit § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 
LkSG mit einer Geldbuße von wenigstens 2.000.000 EUR, - wegen eines rechtskräftig 
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festgestellten Verstoßes nach des § 24 Absatz 3 LkSG mit einer Geldbuße von wenigstens 
0,35 Prozent des durchschnittlichen Jahresumsatzes 4. Mir/Uns ist bekannt, dass 
Unternehmen von der Teilnahme an einem Verfahren über die Vergabe eines Liefer-, Bau- 
oder Dienstleistungsauftrags bis zur nachgewiesenen Selbstreinigung nach § 125 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ausgeschlossen werden sollen, die wegen 
eines rechtskräftig festgestellten Verstoßes nach § 24 Absatz 1 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) mit einer Geldbuße nach Maßgabe von § 22 
Absatz 2 LkSG belegt worden sind. 5. Ich/Wir erkläre(n) hiermit, - dass keine Strafen oder 
Geldbußen für die vorgenannten Tatbestände oder nach vergleichbaren Vorschriften anderer 
Staaten gegen mein/unser Unternehmen oder eine Person verhängt worden sind, deren 
Verhalten meinem/unserem Unternehmen zuzurechnen ist, - dass keine zuvor genannten 
Gründe vorliegen, die einen Ausschluss meines/unseres Unternehmens von der Teilnahme 
am Vergabeverfahren rechtfertigen könnten. 6. Sofern wir selbst Verpflichtete nach dem 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) sind, erklären wir hiermit, dass keine Geldbußen in 
der vorgenannten Höhe für die vorgenannten Tatbestände oder nach vergleichbaren 
Vorschriften anderer Staaten gegen mein/unser Unternehmen oder eine Person verhängt 
worden sind, deren Verhalten meinem/unserem Unternehmen zuzurechnen ist. 7. Sofern wir 
nicht selbst Verpflichtete nach dem Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) sind, erklären 
wir hiermit, dass durch mein/unser Unternehmen oder einer Person, deren Verhalten meinem
/unserem Unternehmen zuzurechnen ist, keine rechtskräftigen Verurteilungen aufgrund von 
Verstößen gegen die jeweils geltenden Gesetze zum Schutz von Menschenrechten und zum 
Schutz der Umwelt in den letzten 5 Jahren bekannt sind.

Kritérium: Profesionální pojištění proti riziku odpovědnosti
Popis výběrového kritéria: Angaben zur Betriebs-/Berufshaftpflichtversicherungsdeckung - 
Nachweis einer Haftpflichtversicherung mit folgenden Mindestdeckungssummen: 2,5 Mio. 
EUR für Personen- und Sachschäden, jeweils 2-fach maximiert je Versicherungsjahr 1 Mio. 
EUR für Vermögensschäden, jeweils 2-fach maximiert je Versicherungsjahr Sofern der 
Nachweis nicht bereits mit dem Angebot in der geforderten Höhe erbracht werden kann, reicht 
zunächst die schriftliche Zusage bzw. Eigenerklärung des Bieters, dass im Auftragsfall eine 
Versicherung in der geforderten Höhe erfolgt. Die Versicherungsbestätigung ist nach 
Zuschlagserteilung innerhalb einer Woche dem Auftraggeber unaufgefordert vorzulegen. 
Seitens des Bieters sind folgende Angaben zu machen: Versichert bei/Angabe des 
Versicherers Angabe der Versicherungs-Nr. Deckungssumme Personen- und Sachschäden: 
Deckungssumme Vermögensschäden:

Kritérium: Další ekonomické nebo finanční požadavky
Popis výběrového kritéria: Erklärung zu § 4 Abs. 1 NTVergG (Niedersächsisches Tariftreue- 
und Vergabegesetz) - Diese Erklärung bezieht sich nur auf Leistungen zur 
Auftragsausführung, welche innerhalb des Gebietes der Bundesrepublik Deutschland erbracht 
werden. Hiermit verpflichte ich mich/verpflichten wir uns, bei der Ausführung der auf der 
Grundlage dieses Vergabeverfahrens zu erbringenden Bau- oder Dienstleistungen 1. meinen
/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Sinne des § 22 Mindestlohngesetz 
(MiLoG) vom 11. August 2014 (BGBl. I S. 1348), in der jeweils geltenden Fassung, 
mindestens ein Mindestentgelt nach den Vorgaben des Mindestlohngesetzes (ab 01.01.2024: 
12,41 Euro/ ab 01.01.2025: 12,82 Euro) zu zahlen und 2. meinen/unseren Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern, die von Regelungen nach § 1 Abs. 3 MiLoG erfasst werden, mindestens 
ein Mindestentgelt nach den Vorgaben dieser Regelungen zu zahlen. Diese können sich 
ergeben aus: > den Regelungen des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) > den 
Regelungen des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG) > den auf Grundlage des AEntG 
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oder AÜG erlassenen Rechtsverordnungen sowie > aus einem auf der Grundlage von § 5 des 
Tarifvertragsgesetzes (TVG) für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag im Sinne von § 4 
Absatz 1 Nummer 1 sowie §§ 5 und 6 Absatz 2 des AEntG (Stand: 01.Januar 2024)

5.1.11.  Zadávací dokumentace
Jazyky, v nichž je oficiálně k dispozici zadávací dokumentace: němčina
Lhůta pro vyžádání dalších informací: 12/06/2026 23:59:59 (UTC+02:00) východoevropský 
čas, středoevropský letní čas
Adresa zadávací dokumentace: https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice
/CXS0YDWYTVDP1BQL/documents
Komunikační kanál ad hoc: 
URL: https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXS0YDWYTVDP1BQL

5.1.12.  Podmínky zadávání zakázek
Podmínky podání: 
Elektronické podání: Požadována
Adresa pro podání: https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXS0YDWYTVDP1BQL
Jazyky, v nichž lze podávat nabídky nebo žádosti o účast: němčina
Elektronický katalog: Nepovolena
Varianty: Nepovolena
Uchazeči mohou podat více než jednu nabídku: Povolena
Lhůta pro doručení nabídek: 03/07/2026 13:00:00 (UTC+02:00) východoevropský čas, 
středoevropský letní čas
Doba, po kterou musí nabídka zůstat platná: 101 Dny
Informace, které lze doplnit po uplynutí lhůty pro předkládání návrhů: 
Podle uvážení kupujícího mohou být všechny chybějící dokumenty týkající se uchazeče 
předloženy později.
Další informace: Wir behalten uns vor, nur von Bietern der engeren Wahl fehlende Unterlagen 
/ Vorlagen nachzufordern. Bei der Prüfung der eingehenden Angebote werden die Vorgaben 
gem. VgV § 56 ff. berücksichtigt.
Smluvní podmínky: 
Plnění zakázky musí být provedeno v rámci programů chráněného zaměstnání: Ne
Podmínky týkající se plnění zakázky: Die besonderen Bedingungen sind in der Anlage 
Informationen, Ablauf, Bedingungen und Bewertungskonzept zur Vergabe gem. §119 GWB 
und VgV § 15 für ein offenes Vergabeverfahren mit einem Unternehmen zur Ausschreibung 
enthalten.
Elektronická fakturace: Povolena
Bude použito elektronické objednávání: ano
Bude použita elektronická platba: ano
Finanční ujednání: Verweis auf die Allgemeinen Auftrag- und Zahlungsbedingungen der 
Medizinischen Hochschule Hannover

5.1.15.  Techniky
Rámcová dohoda: 
Žádná rámcová dohoda
Informace o dynamickém nákupním systému: 
Žádný dynamický nákupní systém

5.1.16.  Další informace, mediace a přezkum
Organizace příslušná pro přezkum: Vergabekammer Niedersachsen beim Nds. Ministerium für 
Wirtschaft, Verkehr, Bauen und Digitalisierung

https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXS0YDWYTVDP1BQL/documents
https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXS0YDWYTVDP1BQL/documents
https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXS0YDWYTVDP1BQL
https://vergabe.niedersachsen.de/Satellite/notice/CXS0YDWYTVDP1BQL
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Informace o lhůtách pro přezkum: Der öffentliche Auftraggeber weist darauf hin, dass gemäß § 
160 Abs. 3 Satz 1 GWB ein Nachprüfungsantrag vor der o.g. Vergabekammer unzulässig ist, 
soweit 1. der Antragsteller den geltend gemachten Verstoß gegen Vergabevorschriften vor 
Einreichen des Nachprüfungsantrags erkannt und gegenüber dem Auftraggeber nicht 
innerhalb einer Frist von zehn Kalendertagen gerügt hat; der Ablauf der Frist nach § 134 
Absatz 2 GWB bleibt unberührt, 2. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der 
Bekanntmachung erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der in der Bekanntmachung 
benannten Frist zur Bewerbung oder zur Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber 
gerügt werden, 3. Verstöße gegen Vergabevorschriften, die erst in den Vergabeunterlagen 
erkennbar sind, nicht spätestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbung oder zur 
Angebotsabgabe gegenüber dem Auftraggeber gerügt werden, 4. mehr als 15 Kalendertage 
nach Eingang der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen, 
vergangen sind. Auf die prozessualen Vorschriften der §§ 160 ff. GWB wird außerdem 
hingewiesen.
Organizace poskytující další informace o zadávacím řízení: Medizinische Hochschule 
Hannover
Organizace přijímající žádosti o účast: Medizinische Hochschule Hannover

8. Organizace

8.1.  ORG-0001
Oficiální název: Medizinische Hochschule Hannover
Registrační číslo: 03-0141700000-23
Poštovní adresa: Carl-Neuberg-Straße 1
Obec: Hannover
PSČ: 30625
Nižší územní jednotka země (NUTS): Region Hannover (DE929)
Země: Německo
Kontaktní místo: GB IV - Logistik, Abteilung Zentraleinkauf OE 1260
E-mail: Zentraleinkauf-Dienstleistung@mh-hannover.de
Telefon: +49 51153264292
Internetová adresa: http://www.mh-hannover.de
Úlohy této organizace: 
Kupující
Organizace poskytující další informace o zadávacím řízení
Organizace přijímající žádosti o účast

8.1.  ORG-0002
Oficiální název: Vergabekammer Niedersachsen beim Nds. Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Bauen und Digitalisierung
Registrační číslo: t:04131153308
Poštovní adresa: Auf der Hude 2
Obec: Lüneburg
PSČ: 21339
Nižší územní jednotka země (NUTS): Lüneburg, Landkreis (DE935)
Země: Německo
E-mail: vergabekammer@mw.niedersachsen.de
Telefon: +49 4131151334
Fax: +49 4131152943

mailto:Zentraleinkauf-Dienstleistung@mh-hannover.de
http://www.mh-hannover.de
mailto:vergabekammer@mw.niedersachsen.de
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Internetová adresa: https://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/aufsicht_und_recht
/vergabekammer_rechtslage_ab_18_04_2016/vergabekammer-niedersachsen-144803.html
Úlohy této organizace: 
Organizace příslušná pro přezkum

8.1.  ORG-0003
Oficiální název: Datenservice Öffentlicher Einkauf (in Verantwortung des Beschaffungsamts 
des BMI)
Registrační číslo: 0204:994-DOEVD-83
Obec: Bonn
PSČ: 53119
Nižší územní jednotka země (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Země: Německo
E-mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Úlohy této organizace: 
TED eSender

Oznámení - informace

Identifikátor oznámení/verze: 4703de80-7f51-4f2e-8743-b34afb62f767  -  01
Druh formuláře: Zadávání
Typ oznámení: Oznámení o zahájení zadávacího nebo koncesního řízení – standardní režim
Podtyp oznámení: 16
Datum odeslání oznámení: 15/05/2026 00:00:00 (UTC+02:00) východoevropský čas, 
středoevropský letní čas
Jazyky, v nichž je toto oznámení oficiálně k dispozici: němčina
Číslo zveřejnění oznámení: 339017-2026
Číslo vydání v řadě S Úř. věst.: 94/2026
Datum zveřejnění: 18/05/2026

https://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/aufsicht_und_recht/vergabekammer_rechtslage_ab_18_04_2016/vergabekammer-niedersachsen-144803.html
https://www.mw.niedersachsen.de/startseite/themen/aufsicht_und_recht/vergabekammer_rechtslage_ab_18_04_2016/vergabekammer-niedersachsen-144803.html
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de
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